
Neue Berechnung: AHV hat auch 2040 noch genügend Reserven 
Nach der Aktualisierung des versicherungstechnischen Gutachtens gibt es keinen akuten Handlungsbedarf – ausser bei Rentenerhöhungen. 

Es war das grosse politische 
Thema 2020: die langfristige fi-
nanzielle Absicherung der Al-
ters- und Hinterlassenenversi-
cherung (AHV). Das gesetzlich 
vorgeschriebene Gutachten im 
März 2020 kam zum Schluss, 
dass die AHV im Jahr 2040 un-
ter die Grenze einer 5-Jahres-
Reserve fallen könnte. Deshalb 
musste die Regierung dem 
Landtag Massnahmen zur lang-
fristigen finanziellen Sicherung 
vorlegen. Die Regierung schlug 
dem Landtag folgende Mass-
nahmen vor: Eine Erhöhung 
des Beitragssatzes von 8,1 % auf 
8,7 % ab 1. Januar 2024 sowie ei-
nen ausserordentlicher Staats-

beitrag von 100 Millionen 
Franken aus dem Staatsvermö-
gen in den AHV-Fonds per 
Ende 2020. Die aufgrund der 
Beitragserhöhung resultierende 
Mehrbelastung sollte teilweise 
mit einer Reduktion der Beiträ-
ge an die Familienausgleichs-
kasse (FAK) um 0,24 Prozent-
punkte ausgeglichen werden.  

Ausser für die Einmaleinla-
ge von 100 Millionen Franken – 
aus Sondersteuererträgen – gab 
es im Dezember 2020 im Land-
tag keine Mehrheit. Der Land-
tag beauftragte die Regierung 
aber, im Herbst 2021 einen wei-
teren Bericht zu unterbreiten. 
Schon ein halbes Jahr später 

sieht die Welt wieder anders 
aus. Das aktualisierte Gutach-
ten kommt zum Schluss, dass 
die AHV ohne Massnahmen im 
Jahr 2040 noch über Reserven 
von 5,67 Jahresausgaben ver-
fügt.  

Gutes Börsenjahr und 
Einmaleinlage der Grund 
Der Grund für diese Verbesse-
rung liegt gemäss den Gutach-
tern im guten Börsenjahr 2019 
und dem einmaligen Staatsbei-
trag von 100 Millionen Franken 
im vergangenen Jahr. Aus die-
sem Grund kam die Regierung 
in ihrer Sitzung von gestern 
Dienstag zum Schluss, dass 

«aktuell keine Massnahmen 
eingeleitet werden müssen». 

Trotzdem liess die Regie-
rung im Kurzgutachten 2021 
folgende Szenarien untersu-
chen, wie sie in einer Medien-
mitteilung schreibt: die Erhö-
hung des Beitragssatzes von 
8,1 % auf 8,4 % bzw. 8,7 %, die 
Erhöhung des Rentenalters von 
65 auf 66 Jahre sowie die Erhö-
hung des jährlichen Staatsbei-
trages von 30 Millionen um zu-
sätzliche 10 Millionen Franken 
pro Jahr.  

Zudem wurde als Szenario 
die Erhöhung der aktuellen mo-
natlichen AHV-Rente von 1160 
auf 1200 Franken (Mindestren-

te) bzw. von 2320 auf 2400 
Franken (Höchstrente) be-
trachtet. Wie genau sich diese 
Szenarien auswirken würden, 
ist noch unklar, da der Bericht 
der Regierung gestern noch 
nicht veröffentlicht wurde. 

Bei einer Rentenerhöhung 
Massnahmen nötig 
Wie die Regierung aber in ihrer 
Mitteilung schreibt, wären 
Massnahmen nötig, wenn der 
Landtag eine Erhöhung der 
Renten beschliessen sollte. Ak-
tuell gibt es verschiedene Be-
strebungen in diese Richtung. 
Die FBP hat jüngst eine Inter-
pellation zu diesem Thema ein-

gereicht.  
«Die negative finanzielle 

Auswirkung einer Rentenerhö-
hung könnte durch eine Erhö-
hung des Beitragssatzes um 
0,6  Prozentpunkte auf 8,7 % 
oder durch eine Erhöhung des 
Rentenalters auf 66 Jahre aus-
geglichen werden», schreibt die 
Regierung zu diesem Punkt. 
Unter dem Strich bedeutet 
dies, dass die jüngeren Gene -
rationen für eine leicht erhöhte 
Rente der Pensionierten auf-
kommen müssten. Entweder 
indem sie monatlich mehr in 
die AHV einbezahlen oder in-
dem sie ein Jahr länger arbei-
ten. (red)
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